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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnung 
Nr. 17/64/EWG über die Bedingungen für die Beteiligung des Europäischen 
Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 43 und 209, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es empfiehlt sich, die höchstmögliche Beteiligung 
des Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds 
für die Landwirtschaft für Produktionsstrukturvor- 
haben, die gemäß der Verordnung Nr. 17/64/EWG 
des Rates vom 5. Februar 1964 über die Bedingun- 
gen für die Beteiligung des Europäischen Ausrich- 
tungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
2684 74-), eingereicht werden, auf 45 v. H. zu er- 
höhen, um den in einigen Bereichen vorhandenen 
Schwierigkeiten Rechnung zu tragen. Angesichts 
dieser Schwierigkeiten ist jedoch ein Zuschuß, der 
25 V. H. der Investitionen übersteigt, nur für be- 
stimmte Vorhaben zu gewähren. Ferner ist vorzu- 
sehen, daß die finanzielle Beteiligung der Begünstig- 
ten je nachdem, ob es sich um Vermarktungs- oder 
um Produktionsstrukturvorhaben handelt, verschie- 
den hoch festgesetzt wird. 

Gemäß Artikel 6 der Haushaltsordnung vom 
25. April 1973 für den Gesamthaushaltsplan der 
Europäischen Gemeinschaften (73/91/EGKS, EWG, 
Euratom) '^) werden die für die Finanzierung von 
Vorhaben gebundenen Mittel annulliert, wenn sie 
nach Ablauf einer gewissen Zeit nicht ausgezahlt 
worden sind. 

Es sollte nach Möglichkeit vermieden werden, daß 
für die Finanzierung der Agrarstrukturen vorge- 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 34 
vom 27. Februar 1964, S. 586/64 
-} Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 288 
vom 25. Oktober 1974, S. 5 

•4 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 116 
vom 1. Mai 1973, S. 1 


sehene Mittel für die Landwirtschaft verloren gehen. 
Es erscheint deshalb angebracht, in den Fällen, in 
denen die Durchführung eines Vorhabens oder eines 
Teils eines Vorhabens in Frage gestellt ist, nach 
einer gewissen Frist den Zuschuß ganz oder teil- 
weise zu streichen und ihn für ein anderes Vorhaben 
zu gewähren, um die Verw^endung der betreffenden 
Mittel in der durch die Haushaltsordnung vorge- 
sehenen Frist zu ermöglichen — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 18 Absatz 1 erster Unterabsatz der Verord- 
nung Nr. 17/64/EWG erhält folgende Fassung: 

„Im Verhältnis zu den für ein bestimmites Vorhaben 
investierten Mitteln 

- dürfen die vom Fonds gewährten Zuschüsse 
25 V. H. nicht überschreiten, sie können jedoch 
für bestimmte Vorhaben, die den Voraussetzun- 
gen von Artikel 11 Absatz 1 Buchstaben a und b 
entsprechen, bis zu 45 v. H. betragen; 

' — muß die finanzielle Beteiligung desjenigen, dem 
die Verbesserung zugute kommt 

— - bei Vorhaben, die den Voraussetzungen von 
Artikel 11 Absatz 1 Buchstaben a und b ent- 
sprechen, mindestens 20 v. H., und 

~ bei Vorhaben, die den Voraussetzungen von 
Artikel 11 Absatz 1 Buchstaben c und d ent- 
sprechen, mindestens 38 v. H. betragen." 

Artikel 2 

1. In Artikel 22 der Verordnung Nr. 17/64/EWG 
wird ein neuer Absatz 3 mit folgendem Wortlaut 
eingefügt: 

„Unbeschadet der Vorschriften von Artikel 6 
Absatz 5 der Haushaltsordnung können der Zu- 
schuß des Fonds gestrichen oder gegebenenfalls 
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eingeschränkt und die entsprechenden Mittel für 
die Finanzierung anderer Vorhaben verwendet 
werden, 

— wenn der Begünstigte auf die Durchführung 
des Vorhabens verzichtet oder 

• — wenn der Begünstigte entgegen den in sei- 
nem Antrag und in der Entscheidung über die 
Zuschußgewährung enthaltenen Angaben nicht 
binnen einer Frist von zwei Jahren nach Noti- 
fizierung der Entscheidung über die Zuschuß- 
gewährung mit der Durchführung der Arbei- 
ten beginnt und wenn er nicht vor Ablauf 
dieser Frist ausreichende Garantien für die 
Durchführung des Vorhabens gegeben hat, 
oder 

— wenn der Begünstigte die in der Entscheidung 
über die Zuschußgewährung vorgesehenen 
Investitionen kürzt. 


Die im vorstehenden Unterabsatz vorge- 
sehene Entscheidung über die Streichung oder 
Einschränkung wird nach dem Verfahren des 
Artikels 19 Absatz 1 getroffen; die Kommis- 
sion entscheidet nach Anhörung des Fonds- 
ausschusses zu den finanziellen Aspekten. Die 
Entscheidung wird dem betreffenden Mitglied- 
staat und den Begünstigten notifiziert." 

2. Absatz 3 des Artikels 22 der Verordnung Nr. 

17/64/EWG wird Absatz 4. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat, 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 6. August 1975 - 1/4 - 680 70 - E - La 26/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 18. Juli 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 
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Begründung 

1. Seit einiger Zeit ist festzustellen, daß eine immer 
größere Anzahl von Vorhaben, für die ein Zuschuß 
aus dem EAGFL - Abteilung Ausrichtung - im Rah- 
men der Verordnung Nr. 17/64/EWG gewährt wor- 
den ist, gar nicht oder nur teilweise ausgeführt wer- 
den. Diese Vorhaben betreffen insbesondere diejeni- 
gen Regionen der Gemeinschaft, in denen die land- 
wirtschaftlichen Strukturen sehr unzulänglich sind 
und in denen daher Investitionen in diesem Sektor 
notwendig wären. 

2. Die teilweise oder völlige Nichtverwirklichung 
der in den Vorhaben vorgesehenen Investitionen, 
für die von der Kommission die Gewährung eines 
Zuschusses beschlossen worden ist, führt zur Strei- 
chung der Mittel, entweder weil der Begünstigte der 
Kommission seine Absicht mitteilt, auf die Ausfüh- 
rung des Vorhabens zu verzichten, oder weil die 
Mittel nach einem Zeitraum von fünf Jahren ent- 
sprechend Artikel 6 Absatz 5 der Haushaltsordnung 
gestrichen werden. 

Dabei können dann nicht nur die annullierten Mittel 
für das Vorhaben, für dessen Durchführung sie die 
Kommission gewähren wollte, nicht mehr verwendet 
werden, sondern sie gehen auch endgültig der Agrar- 
strukturverbesserung verloren. 

3. Nach Hinweisen, die die Kommission erhalten 
hat, tritt diese Situation hauptsächlich wegen der 
Wirtschaftslage, d. h. vor allem wegen des Preis- 
auftriebs und der sehr hohen Kosten auf dem Geld- 
markt, immer häufiger ein. Die Folgen dieser Ent- 
wicklung zeigen sich besonders in den wirtschaftlich 
am schwächsten entwickelten Regionen, in denen der 
Agrarsektor eine über dem Gemeinschaftsdurch- 
schnitt liegende Bedeutung hat und in denen eine 
Verbesserung der Agrarstrukturen am meisten be- 
nötigt wird. 

4. Es muß daher vermieden werden, daß ein immer 
größerer Anteil der zur Verbesserung der Agrar- 
strukturen vorgesehenen Mittel , zweckentfremdet 
wird. Es sind folglich Maßnahmen vorzusehen, die 
weitgehend sicherstellen, daß diese Mittel tatsäch- 
lich verwendet werden können. 

5. Die Antragsteller müssen in ihrem Zuschuß- 
antrag gemäß Verordnung Nr. 45/64/EWG die vor- 


gesehenen Termine für den Beginn und die Beendi- 
gung der geplanten Arbeiten angeben. Wenn ent- 
gegen den im Antrag gemachten Angaben die Arbei- 
ten nicht innerhalb einer bestimmten Frist nach dem 
Beschluß der Kommission über den Zuschuß begon- 
nen haben, dann verringern sich die Aussichten auf 
Abschluß des Vorhabens sichtbar. Daher sollte, falls 
der Begünstigte nicht in der Lage ist, ausreichende 
Sicherheiten für die Ausführung seines Vorhabens 
zu bieten, der Zuschuß aufgehoben und der Gemein- 
schaftsbeitrag einem anderen Vorhaben zugeführt 
werden, dessen Durchführung sichergestellt ist, da- 
mit die zur Agrarstrukturverbesserung getätigten 
Mittelbindungen aufrecht erhalten werden. 

6. Zu diesem Zweck wird vorgeschlagen, im Rali- 
men der Verordnung Nr. 17/64/EWG vorzusehen, 
daß die Kommission in folgenden Fällen den Zu- 
schuß streichen und für die Finanzierung anderer 
Vorhaben verwenden kann: 

— der Begünstigte verzichtet auf die Durchführung 
seines Vorhabens; 

— der Begünstigte hat die Arbeiten nicht innerhalb 
einer Frist von zwei Jahren nach dem Zeitpunkt 
der Notifizierung der Zuschußentscheidung ent- 
gegen den Angaben in seinem Antrag und in 
dem Kommissionsbeschluß in Angriff genommen 
und war nicht in der Lage, vor Ablauf dieser 
Frist ausreichende Sicherheiten für die Ausfüh- 
rung des Vorhabens zu erbringen; 

— der Begünstigte führt nur einen Teil des Vor- 
habens aus (in diesem Fall betrifft die Aufhebung 
nur den Zuschuß, der sich auf den nicht ausge- 
führten Teil des Vorhabens bezieht). 

7. Seit einigen Jahren werden gewisse Vorschriften 
über die finanzielle Beteiligung des Begünstigten 
und den Prozentsatz des Zuschusses aus dem Fonds 
in bestimmten Sonderfällen abweichend von der 
Verordnung Nr. 17/64/EWG festgelegt, um die Rege- 
lung besser den vorhandenen Unterschieden zwi- 
schen den einzelnen Vorhabenskategorien anzupas- 
sen. Diese Anpassungen haben sich als nützlich 
erwiesen. 

Es ist daher zweckmäßig, sie in den Verordnungs- 
text selbst aufzunehmen, um zu vermeiden, daß 
jedes Jahr erneut abweichende Regelungen fest- 
gelegt werden müssen. 
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